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Bieler Tagblatt

Schon in der Vernehmlassung  
des Bundesamtes für Kommu- 
nikation zeigte der Berner Re- 
gierungsrat wenig Empathie für  
das langjährige, journalistische  
Engagement von «Telebielin- 
gue» für die Zweisprachigkeit  
im Kanton. Darum haben sechs  
Parlamentarier aus Biel und  
dem Seeland überparteilich den  
Regierungsrat in einer Interpel- 
lation aufgefordert, sich noch  
mal genauer zum Konzessions- 
verlust von «Telebielingue» zu  
äussern.

Doch auch im zweiten An- 
lauf zeigt der Regierungsrat auf  
die Fragen aus dem Grossen  
Rat nicht die geringste Lust,  
sich zur Zweisprachigkeit, zu  
«Telebielingue» und zu Fra- 
gen der Finanzierung regionaler  
Medien zu äussern. Jeder Satz  
aus der Staatskanzlei ist so tro- 
cken und schmallippig wie nur  
möglich gehalten. Das kommt  
dann im Namen der Regierung  
so daher:

• Zur Zweisprachigkeit: «Die Art  
und Weise, wie die Zweispra- 
chigkeit in den Berner Medien  
umgesetzt wird, kann variieren.»  
Und weiter: «Die Projekte, die  
für die Fernseh-Konzession für  
das Versorgungsgebiet Biel/Bi- 
enne eingereicht wurden, spie- 
geln diese unterschiedlichen An- 
sätze wider.»

 • Zum Leistungsausweis von  
«Telebielingue» in den letzten  
25 Jahren im Vergleich mit New- 
comer «Canal B» aus Neuen- 
burg: «Der Regierungsrat hat sich  
zu keinem Zeitpunkt für einen  
der beiden Anbieter ausgespro- 
chen.»

• Zur zukünftigen Finanzierung  
von «Telebielingue»: «Der ge- 
setzliche Rahmen sieht nicht vor,  
dass sich der Kanton im Falle des  
Konzessionsverlustes eines Me- 
diums finanziell beteiligt.»

• Zum Finanzierungsmodell von  
«Canal B»: «Es ist nicht Aufga- 
be des Kantons, zu diesem Punkt  
Stellung zu nehmen.»

«Fehlende Wertschätzung»
Ob Mitte, Rot oder Grün:  
Die Interpellanten reagieren  
allesamt enttäuscht über die  
Antwort des Regierungsrates.  

Für die Sozialdemokratin An- 
na Tanner aus Biel verrät die  
Sprache, wes Geistes Kind die  
Antwort ist: «Es ist schon sehr  
verwaltungstechnisch gehalten,  
worin eine fehlende Wertschät- 
zung mitschwingt.» Sie stört  
sich auch an der rein markt- 
wirtschaftlichen Betrachtung der  
Medienunterstützung. «Die de- 
mokratiepolitische Seite wird  
ausgeblendet.»

Tanners Parteikollege Ka- 
rim Said aus Biel, der die In- 
terpellation als Sprecher einge- 
reicht hat, stört sich ebenfalls  
daran, «dass die gelebte Zwei- 
sprachigkeit à la Biennoise» von  
der Regierung nicht klar favori- 
siert wird gegenüber dem Zwei- 
Sender-Modell von «Canal B»  
nach dem Motto «Jeder nach  
seiner Façon», wo einerseits  
einfach Französisch oder ande- 
rerseits einfach Deutsch gere- 
det wird. Said: «Die Regierung  
hat mit keinem Wort zum Aus- 
druck gebracht, dass das Bieler  
Modell der Zweisprachigkeit ei- 

nen Wert an sich darstellt, den  
es zu erhalten gilt.»

«Gute Beziehungen»
«Ich habe die Interpellation un- 
terzeichnet in der Hoffnung, dass  
die Regierung Herzblut zeigt für  
die Zweisprachigkeit im Kanton»,  
sagt der Bieler Grossrat Christoph  
Grupp. Diese Chance sei nicht ge- 
nutzt worden. Der Fraktionsprä- 
sident der Grünen vermisst auch  
«ein Zeichen der Wertschätzung  
gegenüber dem Engagement des  
Medienhauses Gassmann in und  
für die Region». Die so neutral wie  
möglich gehaltene Antwort der  
Regierung weise aber auch darauf  
hin, «dass ‹Canal B› offenbar gute  
Beziehungen in den Kreis der Ent- 
scheidungsträger hat».

Grupp liest aus der regierungs- 
rätlichen Antwort auch heraus,  
«dass die Staatskanzlei eine für  
mich nicht nachvollziehbare Angst  
hat, Medienunternehmen im Kan- 
ton direkt zu unterstützen». Auch  
Peter Gerber hatte als Fraktions- 
präsident der Mitte im Grossen  

Rat die Interpellation von Karim  
Said unterzeichnet. Gerber nimmt  
ebenfalls kein Blatt vor den Mund:  
«Der Regierungsrat hat es sich  
sehr einfach gemacht», meint der  
Grossrat aus Schüpfen. Die man- 
gelnde Wertschätzung der Zwei- 
sprachigkeit, die für die Region Bie- 
lersee so wichtig sei, sieht Gerber  
auch in einem übergeordneten, re- 
gionalpolitischen Kontext: «Wenn  
ich sehe, was die Grossräte aus  
dem Oberland so alles für ihre  
Region erreichen, müssten wir aus  
der Region Bielersee halt auch viel  
mehr und stärker zusammenste- 
hen, um was zu erreichen.»

Nüchtern hält Virginie Borel,  
Geschäftsführerin des Forums für  
die Zweisprachigkeit, nach Lek- 
türe der regierungsrätlichen Ant- 
wort fest: «Man kann nur bedau- 
ern, dass die reiche Erfahrung der  
in der Region Biel-Seeland-Ber- 
ner Jura gelebten Zweisprachigkeit,  
insbesondere durch die Bieler Me- 
dien, von den kantonalen Behör- 
den nicht besser zur Geltung ge- 
bracht wird.»

«Regierungsrat zeigt null Herzblut für 
zweisprachiges ‹Telebielingue›»
Die gelebte Zweisprachigkeit in Biel und wie diese von «Telebielingue» umgesetzt wird, lässt die Berner Regierung kalt. 
Seeländer Grossräte sind enttäuscht über die Antwort auf ihre Interpellation.

Der Berner Regierungsrat krümmt keinen Finger für «Telebielingue», das seit 25 Jahren zweisprachig 
Journalismus macht. Bild: Telebielingue

Werner De Schepper

Eines muss man der Berner Re- 
gierung lassen: Sie macht aus ih- 
rem Herzen keine Mördergrube.  
Die Zweisprachigkeit, wie wir sie  
hier leben, das «Bieler Modell»,  
wie es im Lokalfernsehen «Tel- 
ebielingue» seit 25 Jahren prakti- 
ziert wird, das Miteinander und  
nicht Nebeneinander der Spra- 
chen? Für den Regierungsrat im  
besten Fall «nice to have».

So das Fazit der regierungsrätli- 
chen Antwort auf eine Interpella- 
tion von sechs regionalen Gross- 
rätinnen und Grossräten (siehe  
Bericht links).

Die Interpellation war im März  
eingereicht worden, nachdem  
das Bundesamt für Kommunika- 
tion (Bakom) die neue TV-Kon- 
zession ab 2025 nicht «Telebie- 
lingue» zugesprochen hatte. Son- 
dern dem Neuenburger Fernseh- 
sender «Canal Alpha», der in  
Biel eine Niederlassung grün- 
den und auf zwei verschiedenen,  
nach Sprache getrennten Fern- 
sehkanälen ein Programm bieten  
will, mit gewissen Überschnei- 
dungen.

Die Antworten der Regierung  
sind bemerkenswert blutleer.  
Man spricht davon, dass der  
«Regierungsrat sich der Bedeu- 
tung der Zweisprachigkeit für  
den Kanton Bern voll und  
ganz bewusst» sei. Und wei- 
ter: «Dass die Art und Weise,  
wie die Zweisprachigkeit in den  
Berner Medien umgesetzt wird,  
variieren» könne. Das ist so  
nichtssagend, dass es schon fast  
wehtut. Das uns so liebe und  
bewährte Bieler Modell? Für  
die Berner Regierung Hans was  
Heiri, wie wir Deutschschwei- 
zer sagen.

Die Haltung des Regierungsra- 
tes ist nicht überraschend. Be- 
reits während der Vernehmlas- 
sung mochte er sich in dieser Fra- 
ge partout nicht positionieren. Was  
damals schon in gewissen Kreisen  
für Verwunderung gesorgt hatte.

Ganz anders der ebenfalls zwei- 
sprachige Kanton Freiburg. Die  
Freiburger Regierung hatte sich  
in ihrer Stellungnahme mit deut- 
lichen Worten für «Telebielin- 
gue» ausgesprochen, weil es «seit  
seiner Gründung eine Sensibili- 
tät für die besondere Zweispra- 
chigkeit der Region» hege.

Bleibt festzuhalten: Der Kampf  
um die Fernseh-Konzession wird  
nicht auf politischer Ebene, nicht  
beim Berner Regierungsrat ge- 
wonnen. Es entscheiden die Rich- 
ter des Bundesverwaltungsge- 
richtes, nachdem das Haus Gass- 
mann, zu dem «Telebielingue»  
gehört, Rekurs gegen den Ba- 
kom-Entscheid eingelegt hatte.

Trotzdem lässt einen die grosse  
Gleichgültigkeit der Berner Re- 
gierung ein wenig ratlos zurück.  
Und man fragt sich unweiger- 
lich, ob das Herz des bernjurassi- 
schen SVP-Regierungsrates Pier- 
re Alain Schnegg, dem einzigen  
Regierungsmitglied aus unserer  
Region, einfach ein wenig stär- 
ker für «Canal Alpha» schlägt,  
der Konkurrenz von «Telebielin- 
gue». Man könnte es sogar ein  
Stück weit nachvollziehen, sen- 
den doch die Neuenburger heu- 
te teilweise aus einem Büro in  
Delémont auch bis in den Berner  
Jura.

Also in Schneggs Stammlanden.

Die grosse 
Gleichgültigkeit
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Kommentar

Am frühen Sonntagabend wurde  
ein Unwetter der Stufe Rot an- 
gekündigt, das sich von Südwes- 
ten her mit einer Geschwindigkeit  
von 25 km/h der Region nähere.

Zwischen 18.15 und 19 Uhr  
werde dieses die Seeländer Ge- 

meinden Gampelen, Tschugg, Er- 
lach und Twann-Tüscherz sowie  
schliesslich Biel erreichen. Lokal  
bestehe dort die Gefahr von Ha- 
gel, Starkregen und Sturmböen.

Bei Stufe Rot oder vier –  
von fünf – drohen Gefahren wie  
Flutwellen in Bächen, das Ab- 
brechen von grösseren Ästen, das  

Umstürzen von Bäumen, grösse- 
re Hagelschäden, Blitzeinschläge  
oder das Versagen von Entwäs- 
serungssystemen, ja, es besteht  
Gefahr für Leib und Leben.

Gestern erklärte Pirmin  
Kreuzer von der Medienstelle  
der Kantonspolizei Bern auf An- 
frage, dass aus der Region See- 

land – Berner Jura zwischen Sonn- 
tag um 16.30 Uhr bis Montagmor- 
gen um 7.30 Uhr zwölf Unwetter- 
meldungen eingegangen seien.

Die Kapo schlüssle die Sta- 
tistik nicht nach Gemeinden auf,  
ergänzte er, «wir können aber  
sagen, dass die meisten Meldun- 
gen in Biel eingegangen sind».  

Hauptsächlich sei es um umge- 
stürzte Bäume, Gegenstände auf  
der Strasse sowie Wasser im Kel- 
ler oder Wasser auf Strassen ge- 
gangen. Von Hagel sei nicht die  
Rede gewesen.

Bei einer Umfrage unter  
den genannten Gemeinden be- 
stätigte Monika Sauter, die Ge- 

meindeschreiberin von Gampe- 
len, zwar, dass es dort geha- 
gelt habe, Schäden seien aber  
nicht gemeldet worden. Auch  
bei der Gemeindeverwaltung  
Twann-Tüscherz sind laut Ange- 
la Weibel, Sachbearbeiterin auf  
der Kanzlei, keine Schadensmel- 
dungen eingegangen.

Nach zweithöchster Warnstufe glimpflich davongekommen
Am Sonntagabend musste in der Region mit dem Schlimmsten gerechnet werden. Doch es kam anders.

Beat Kuhn


